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Abgeordnete

„Das war 
Wählertäuschung“

Der Parteien-

rechtler

 Martin Morlok,

68, über das

fragwürdige

Mandats -

verständnis

der Ex-AfD-

 Politikerin

Frauke Petry

SPIEGEL: Herr Morlok, die
ehemalige AfD-Vorsitzende
Frauke Petry ist Mitglied 
in zwei Parlamenten, dem
Bundestag und dem säch -
sischen Landtag. Geht das?
Morlok: Dass sie für den
Bundes tag kandidieren und
sich wählen lassen durfte,
 obwohl sie bereits ein Land-
tagsmandat hatte, ist 
klar. Ich meine aber, dass 
sie eines der Mandate auf -
geben müsste.
SPIEGEL: Wieso?
Morlok: Ein Doppelmandat
ist zwar nicht ausdrücklich
verboten. Im Abgeordneten-
gesetz für den Bundestag
und auch dem für den sächsi-
schen Landtag steht aber,
dass die Ausübung des Man-
dats „im Mittelpunkt“ der
Tätigkeit des Mitglieds
 stehen muss. Es kann ja aber
nur ein Mandat im Mittel-

punkt stehen. Beides gleich-
zeitig geht nicht.
SPIEGEL: Petrys Ehemann
Marcus Pretzell ist gleichzei-
tig Mitglied im EU-Parlament
und im Landtag von NRW.
Morlok: Für das EU-Parla-
ment gibt es keine vergleich-
bare Vorschrift, aber das
Zeitproblem besteht gleich-
wohl.
SPIEGEL: Könnte man Petry
zwingen, eines der beiden
Mandate aufzugeben?
Morlok: Sowohl der Bundes-
tagspräsident als auch der
Präsident des sächsischen
Landtags könnte Petry auf-
fordern, sich zu entscheiden. 
SPIEGEL: Und wenn sie sich
weigerte?
Morlok: Das wäre zumindest
ein Affront. Ein Mandats -
entzug wäre aber schwierig.
SPIEGEL: Petry hat ja auch un-
mittelbar nach der Bundes-
tagswahl den Austritt aus der
AfD erklärt, obwohl sie als
deren Direktkandidatin  einen
Wahlkreis erobert hatte.
Morlok: Das war natürlich
eine Wählertäuschung. Of-
fenkundig ist ihr das ja nicht
erst nach der Wahl in den
Sinn gekommen. Rechtlich
durfte sie das zwar. Aber wie
immer in solchen Fällen:
Über das Verhalten von Ab-
geordneten urteilen die
 Wähler spätestens bei der
nächsten Wahl. hip
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Justizopfer

Unschuldig, aber
doppelt gestraft
Der Umgang mit Menschen,
die unschuldig im Gefängnis
saßen, ist „objektiv verbes -
serungswürdig“, so das Er-
gebnis einer Untersuchung
der Kriminologischen Zen-
tralstelle im Auftrag der
 Justizministerkonferenz. In
Deutschland stehen einem
nachweislich zu Unrecht Ver-
urteilten nur 25 Euro
Schmerzensgeld pro Hafttag
zu. Dazu kommt ein Aus-
gleich von nachgewiesenen
Vermögensschäden. Den aus
der Haft entlassenen Justiz-
opfern werde „nicht die Hil-
fe entgegengebracht“, die sie
„erwarten und verdienen“,
resümieren die Autoren der
Studie. Nach oft kurzfristiger
Haftentlassung würden Be-
troffene auch nach langjähri-

ger Haft mit ihren Proble-
men alleingelassen – etwa
beim Kampf mit staatlichen
Stellen um Unterstützung
und Entschädigung. Dabei
führe eine lange Haft oft zu
einem Verlust der gesamten
bürgerlichen Existenz. 

Betroffene und ihre An-
wälte stuften die Wiedergut-
machungsmaßnahmen der
Studie zufolge als „unzurei-
chend“ ein. Ulrich Schellen-
berg, Präsident des Deut-
schen Anwaltvereins, sieht
die Justizministerkonferenz
in der Pflicht, „unverzüglich
zu handeln“. Die Haftent-
schädigung pro Tag müsse
mindestens vervierfacht
 werden. Es müssten „sofort
konkrete Maßnahmen er -
griffen werden, damit
 unschuldig Inhaftierte so
schnell wie möglich wieder
in unserer Gesellschaft 
Fuß fassen können“. hip
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Umgestürzte Bäume in Hamburg 

Gesamtschaden für deutsche Versicherer: bis zu 200 Mio. €
Schätzung: Versicherungsberatung Meyerthole, Siems, Kohlruss

Tote ................................................7

Verletzte............................mind. 73

Polizei- und Feuer-
wehreinsätze............fast 20 000

Bäume
umgestürzt/geschädigt .........rund 2 Mio.

Regionalzugausfälle ....... 7800

Fernzugausfälle ..................240

Bahn-Schadstellen ............ 500

betroffene Fahrgäste ...2,5 Mio.

Wetter

„Xaviers“ Schadensbilanz

Grüne

Schulterschluss mit
Gewerkschaften
Die Grünen binden führende
Gewerkschaftsfunktionäre 
in die Vorbereitung zu mög -
lichen Jamaikakoalitions -
gesprächen ein. Der Ver.di-
Vorsitzende Frank Bsirske
und das DGB-Vorstandsmit-
glied Annelie Buntenbach
sind von der Parteispitze in
die Vorbereitungsgruppe
„Wirtschaft und Arbeitsmarkt“
gebeten worden. Beide Ge-
werkschafter sind Grünen-
mitglieder. Grund für die un-
gewöhnliche Beteiligung:
„Die sozialen Aspekte dürfen
in der nächsten Regierung
nicht verloren gehen“, sagt

der Grünengeschäftsführer
Michael Kellner, „dafür wer-
den wir Grünen kämpfen.“
In einer Koalition mit Union
und FDP sähen sich die Grü-
nen als der eigentliche „An-
sprechpartner für gesell-
schaftliche Akteure und Ge-
werkschaften“, so Kellner,
„deswegen wollen wir eine
enge Abstimmung“. 

Die Gewerkschaften fürch-
ten ohne eine Regierungsbe-
teiligung der SPD ein „Roll-
back“ in der Arbeitsmarkt-
politik, etwa bei der Rente
oder bei Arbeitnehmerrech-
ten. Außerdem ist Anfang
November ein Treffen des
grünen Bundesvorstands mit
den Chefs der großen Ge-
werkschaften geplant. akm
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